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Mietpreisgebundener Wohnraum,  
hier: Regelung im städtebaulichen Vertrag/Durchführungsvertrag 
 
Sachverhalt 
Am 24.03.2013 hat die Stadtvertretung beschlossen, dass bei neuen Bebauungsplänen 30 
% der neuerrichteten Wohneinheiten (WE) öffentlich gefördert errichtet werden müssen. 
 
Diese Regelung findet bei einigen Investoren nicht den Umsetzungswillen, da die Kredite für 
öffentlich geförderten Wohnraum teurer sind als die marktüblichen Kreditzinsen. 
 
Die Investoren schlagen als Ersatz für die öffentlich geförderten Wohnungen eine Regelung 
im städtebaulichen Vertrag/Durchführungsvertrag vor, durch die sich die Investoren verpflich-
ten, der Stadt innerhalb eines bestimmten Zeitraumes (mindestens 20 Jahre) mietpreisge-
bundenen Wohnraum analog der öffentlich geförderten Wohnungen zur Verfügung stellen.  
 
Weiterhin verpflichten sich die Investoren, der Stadt einmal jährlich zum Jahresende eine 
Belegungsübersicht einschließlich der neuen Mietverträge zur Überprüfung der Belegung 
vorzulegen. 
 
Sollte der Ausschuss der Meinung sein, dass diese Regelung den Beschluss der Stadtvertre-
tung vom 24.03.2013 erfüllt, würde die Verwaltung eine entsprechende Beschlussvorlage für 
die Stadtvertretung einschließlich eines Mustertextes für die Verträge zur Beschlussfassung 
vorlegen. 
 
Anlagen: 
Mustertext für eine vertragliche Regelung für mietpreisgebundenen Wohnraum 
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